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Die Rede, die Christoph Rehmann-Sutter am 23. April
2009 anlässlich seines Abschieds als Präsident der
Nationalen Ethikkommission gehalten hat, und deren
Essenz er in dieser Ausgabe der SÄZ in einem Artikel
zusammenfasst [1], macht deutlich, warum er ein so
herausragender Präsident war. Die Fundiertheit und
Aufgeschlossenheit seiner Positionen, seine Führungs-
qualitäten, seine Fähigkeit zu fördern und zusammen-
zuführen waren für uns von höchstem Wert.

Ich möchte kurz auf den ersten Teil seines Beitrags
Bezug nehmen. Dort unterstreicht er, wie berechtigt
es ist, dass Gesundheit sowohl eine öffentliche Auf-
gabe ist als auch eine Privatangelegenheit. Später zitiert
er Petersen und Bunton und sagt: «Public Health meint
deshalb nicht ‚the public’s health’, sondern die orga-
nisierten gemeinschaftlichen Aktivitäten zur Präven-
tion von Krankheiten und zur Förderung körperlicher
und seelischer Gesundheit der Menschen.»

Im darauffolgenden Abschnitt spricht Rehmann
die Tendenz der vergangenen Jahrzehnte an, in Doktri-
nen zur individuellen Gesundheit und Vorbeugung
dem Opfer die Schuld zu geben. Im Jahr 1974 sprach
der kanadische Gesundheitsminister Marc Lalonde in
einer Publikation, die grossen Widerhall hervorrief [2],
von «mutwilligen Krankheiten» und lag damit auf der
Linie der moralisierenden Worte von John Knowles aus
dem Jahr 1977. Doch 1986 wurde bei einer WHO-Kon-
ferenz die Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung
verabschiedet, in der das Gleichgewicht wiederherge-
stellt wurde: Ein starker Akzent wurde auf den grossen
Einfluss gelegt, den – im Positiven wie im Negativen –
die Umwelt in ihren vielfältigen Dimensionen ausübt,
ebenso auf den bestehenden Bedarf, hier entschlossen
und sektorübergreifend zu handeln, um die Gesund-
heit der Bevölkerungen durch koordinierte öffentliche
Politik zu verbessern. Die Charta unterstreicht auch
die Bedeutung der vermehrten Selbstbestimmung
(Empowerment), sowohl des Einzelnen als auch von
Gruppen.

Vor kurzem habe ich einen Artikel gelesen, dessen
Autoren betonen, dass öffentliches Gesundheitswesen
immer auch die Gesundheit der Öffentlichkeit ist [3].
Diese Arbeit bezieht sich ebenfalls auf Kanada und
zitiert das aktuelle Programm für öffentliche Gesund-
heit der Provinz Québec [4], in dem daran erinnert
wird, dass die Macht des Einzelnen, im Sinne seiner Ge-
sundheit und seines Wohlergehens seine Lebensge-
wohnheiten zu ändern oder sein Leben erfolgreich zu
meistern, nicht nur von seinem guten Willen und sei-
ner Handlungsfähigkeit abhängt, sondern auch von

den Voraussetzungen seines ökonomischen, physi-
schen, sozialen und kulturellen (sowie natürlich poli-
tischen) Umfelds. Zum Stichwort kollektive Intelligenz
schreiben Boisvert und Milette: «Statt sich in eine
Kette spontaner und improvisierter Reaktionen einzu-
fügen, folgt die Entwicklung von Gemeinschaften den
Schritten einer besser kontrollierten Bewegung (…)
und zeichnet sich dadurch aus, dass die Menschen
die Überzeugung teilen, dass sie das Schicksal ihres
Lebensumfelds in signifikantem Masse bestimmen. Ein
solches Verhalten erlernt man wahrscheinlich dann
am leichtesten, wenn die Mitglieder derselben Ge-
meinschaft sich die Mittel geben, ihre Umwelt besser
kennen und verstehen zu lernen.» Eine Gemeinschaft
entwickelt sich am besten auf der Grundlage ihrer
Fähigkeit, sich in Bewegung zu setzen, und ihres spe-
zifischen Potentials; eine solche kollektive Intelligenz
hilft zu erklären, dass «bei gleicher Benachteiligung
einige Gemeinschaften besser zurechtkommen als
andere».

Insbesondere aus diesen Gründen sprechen wir
hier auch von der Gesundheit der Allgemeinheit. Die
Systemtheorie hat deutlich gezeigt, dass das Ganze
mehr ist als die Summe seiner Teile, und die öffentliche
Gesundheit ist mehr als die Zusammenfassung der Ge-
sundheitszustände der einzelnen Menschen. Indirekt
erinnert mich dieser Gedanke an die verbreitete Über-
zeugung, dass jede Handlung, die einem Einzelnen
nutzt – sei es in materieller, finanzieller oder auch ge-
sundheitlicher Hinsicht – automatisch auch positive
Effekte für die Gruppe als Ganzes mit sich bringt. Ich
habe eine Fülle von Erinnerungen, die handfest illus-
trieren, dass dieser westlich inspirierte Glaube falsch
ist – sowohl durch persönliche Erfahrungen aus acht
Jahren Tätigkeit in Übersee als auch seither durch die
Beobachtung der Realität, auf der Ebene eines einzel-
nen Landes wie des ganzen Planeten. Zu oft hat die ge-
nannte Überzeugung den einen als Rechtfertigung ge-
dient, die anderen auszubeuten.

Hier ist an einen Grundsatz zu erinnern: «Public
health is first social justice» – öffentliche Gesundheit
bedeutet zuallererst soziale Gerechtigkeit. Bei dem Sym-
posium, auf dem der in dieser Ausgabe abgedruckte
Vortrag gehalten wurde, wurde Martin Luther King
zitiert: «Von allen Formen der Ungleichbehandlung
ist die Ungerechtigkeit in Fragen der Gesundheitsver-
sorgung die unmenschlichste.»

Dr. Jean Martin, Mitglied der Redaktion
und der Nationalen Ethikkommission
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